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rrönigreich preutzen.
Städtische Gemeinden.

Die erste preußische Städteordnung vom ld . November
1808 erstreckte sich nur auf die Provinzen Brandenburg,
Pommern, Dst- und Westpreußen, Schlesien und einen Teil
des Herzogtums Magdeburg, die im Tilsiter Frieden vom
9. Juli 1807 dem Königreich Preußen belassenen Landes¬
teile. Ihr reihte sich, nachdem der preußische Staat seine
frühere Größe zurückerlangt und neues Territorium dazu
gewonnen hatte, die Revidierte Städteordnung vom
17. März 1831 an. Als Preußen 1848 in die Reihe der
konstitutionellen Staaten .eintrat, mußte notwendigerweise
auch die Verfassung der Gemeinden einer Reform unter¬
zogen werden. Rm 11. März 1850 wurde die Gemeinde¬
ordnung (Gesetz-Sammlung fim folgenden abgekürzt:
Ges.-S.j S. 213) erlassen, die indessen nur ein kurzes Da¬
sein fristete, da ihre Suspension bereits am 19. Juni 1852
-erfolgte. Nachdem durch das Gesetz vom 24. Mai 1853 die
Verfassung geändert war , erfolgte durch ein weiteres Ge¬
setz vom gleichen Tage die endgültige Aufhebung der Ge¬
meindeordnung vom 11. März 1850. Daran schloß sich der
Erlaß einer Anzahl Städte- und Landgemeindeordnungen,
zuerst der Erlaß der Städteordnung für die östlichen Pro¬
vinzen vom 30. Mai 1853.

Aus der Gemeindeordnungvon 1850 hat die jetzt noch
geltende Städteordnung für die östlichen Provinzen das
Prinzip der Linwohnergemeindeund des vreiklassenwahl-
spstems übernommen. Die in den übrigen preußischen Lan-



Historische Entwickelung

desteilen geltenden Städteordnungen sind im wesentlichen
derjenigen für die östlichen Provinzen nachgebildet.

„Seit dem Erlaß der Städteordnungen hat es an ver¬
suchen der Neuregelung für alle Städte der preußischen
Monarchie nicht gefehlt . Sowohl im Jahre 1862 als auch
im Jahre 1876 wurden entsprechende Gesetzesentwürfe be¬
raten . Aber das Werk der Neukodifikation scheiterte am
Widerspruch zwischen Negierung und Volksvertretung hin¬
sichtlich der grundsätzlichen Regelung des Wahlrechts für
die Stadtverordnetenversammlung und des Bestätigungs¬
rechts hinsichtlich der Nagistratsmitglieder . . . . Vom Stand¬
punkte der Theorie und Praxis könnte eine gesetzliche Neu¬
redaktion der Städteordnung oder , noch besser , eine neue
umfassende Gesetzgebung auf dem Gebiete des Stadtrechts
nur mit Freuden begrüßt werden — vorausgesetzt freilich,
daß eine solche künftige Gesetzgebung den großen Gedan¬
ken des modernen preußischen Stadtrechts , das Prinzip der
,Selbstverwaltung ' zu erhalten und im Sinne des Rechts¬
staats durch geeignete , völlige Unabhängigkeit der Entschei¬
dung gewährleistende Rechtskontrollen auszubauen bereit
ist ." (Ledermann , Die Städteordnung für die sechs östlichen
Provinzen der preußischen Monarchie . Berlin 1913 , Gut-
tentag .)

Die Frage des Bürgerrechts  wird in dem Z5 der
Städteordnung für die sieben östlichen Provinzen  be¬
handelt : „ Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teil¬
nahme an den Wahlen sowie in der Befähigung zur Über¬
nahme unbesoldeter Ämter in der Gemeindeverwaltung und
zur Gemeindevertretung . Jeder selbständige Preuße erwirbt
dasselbe , wenn er . . ."

Der Ausdruck „ jeder selbständige Preuße " hat in manchen
Frauenkreisen zu der Ansicht geführt , daß auch Frauen zum
Erwerb des Bürgerrechts und damit zur Ausübung des kom¬
munalen Wahlrechts berechtigt seien . Diese Ansicht stützte
sich aus die Gewohnheit des RStGV . und des BGB ., für
beide Geschlechter die männliche Form zu wählen . Auch
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-Iwurde Z 24, Teil I, Titel l des Allgemeinen Landrechts
HjALR.) herangezogen, in welchem es heißt : „Die Rechte
Ä beider Geschlechter sind einander gleich, soweit nicht durch be¬

sondere Gesetze oder rechtsgültige Willenserklärungen Aus¬
nahmen bestimmt werden." „Ein Deutscher" bedeute sowohl
das männliche als auch das weibliche Geschlecht. Die zur
Verfechtung dieser Anschauung im Jahre 1906 durchge-
sührten Aktionen einiger Frauen hatten aber ein negatives
Resultat. Sie wurden von den zur Entscheidung angeru-
senen Bezirksausschüssen kostenpflichtig abgewiesen. Sn Dan¬
zig führte der Vertreter der beklagten Stadt aus, daß man
dem Gesetzgeber der Städteordnung von 1853 niemals die
Absicht unterstellen dürfe, daß er bei „jeder Preuße" beide
Geschlechter gemeint habe. Im Jahre 1853 habe noch kein
Mensch in Deutschland und in Preußen in diesen Dingen
an die Frauen gedacht. Eine der abgewiesenen Frauen be¬
ließ es jedoch nicht bei den Urteilen der Bezirksausschüsse.
Sie wandte sich an das Gberverwaltungsgericht, dessen Ent¬
scheidung folgendermaßen lautete : Weiblichen Perso¬
nen steht im Geltungsgebiet derStädteordnung
für die östlichen Provinzen weder das volle Bür¬
gerrecht noch Rechte zur Teilnahme an den Wah¬
len zu. (Entscheidungen des Rgl. Preuß . Gberverwaltungs-
gerichts Band 51, 1908 Nr.5. Berlin, Heymanns Verlag.)

I.  Bezirksausschuß zu Liegnitz.

Endurteil des II . Senats vom 14. Januar 1908 (J .-Nr . II 7S —
Rep. II 8. 11/07).

Die verwitwete Fabrikbesitzerin Elisabeth k). zu L., welche die unter
lkr. 1—4 des Z 5 der Städteordnung vom 30. INai I8S3 aufgefühtten
Bedingungen für den Erwerb des Bürgerrechts erfüllt , beantragte
bei dem dortigen Magistrate ihre Aufnahme in die offengelegte Liste
der stimmfähigen Bürger und erhob nach Ablehnung durch die Stadt¬
verordneten gegen diese Klage, wurde aber hiermit vom Bezirks¬
ausschuß abgewiesen. Auch ihrer Berufung wurde der Erfolg vom
Gberverwaltungsgericht versagt . Gründe:  Die Klägerin beruft
sich zur Begründung ihres Anspruchs zunächst auf § 24 Tit . I ALB.,
welcher lautet : „Die Rechte, beider Geschlechter sind einander gleich,
soweit nicht durch besondere Gesetze oder rechtsgültige kvillenserklä-



8 Entscheidung des Gberverwaltnngrgerichts
rungen Ausnahmen bestimmt werden ." Die Klägerin folgert hier¬aus , - aß die Bestimmungen der HZ5, 13, 19 ff . der Städteorünung fürdie seck̂ östlichen Provinzen vom 30 . Mai 1853 , in denen von„selbständigen Personen " oder „ stimmfähigen Bürgern " und zwarohne ausdrücklich « Beschränkung auf das männliche Geschlecht, dieRede ist, auch auf selbständige Frauen bezogen werden müßten.Hierin kann ihr nicht beigetreten werden . Richtig ist, daß nachdem allgemeinen Sprachgebrauch und dem der preußischen Gesetz¬gebung unter Ausdrücken , die sich ihrer sprachlichen Form nachaus Personen männlichen Geschlechts beziehen , bisweilen auch Per¬sonen weiblichen Geschlechtes mitverstanden werden , daß also derAusdruck „jeder Preuße " in Z 5 der Städteorünung nicht unterallen Umständen auf Männer bezogen werden muß . Gb der 8 24Tit . I ALR . sich nur auf privatrechte oder auch auf öffentlich-rechtliche Befugnisse bezieht , kann dahingestellt bleiben , wenn dieStädteordnung selbst darüber bestimmt , ob das Bürgerrecht nurMännern oder ob es auch Frauen zustehen kann, ' jedenfalls kommtjene Vorschrift des ALR . nach ihrem Wortlaute nur insoweit inBetracht , als nicht nach einzelnen Gesetzen Ausnahmen bestimmtwerden . Ls fragt sich daher , ob die erwähnte Bestimmung hin¬sichtlich des Bürgerrechts eine solche Ausnahme enthält , insbesondere,ob der in Z 5 gebrauchte Ausdruck „ jeder Preuße " nur Personenmännlichen Geschlechts bezeichnet und daher auf Frauen nicht be¬zogen werden darf . Die Entscheidung hierüber häggt bei dem Man¬gel einer ausdrücklichen Erklärung des Gesetzes davon ab , ob nachder Entwicklung des Bürgerrechts in den preußischen Städten undder Entstehung der Städteordnung vom 30 . Mai 1853 sowie nachder Gesamtheit ihrer Bestimmungen anzunehmc » ist, daß das Bür¬gerrecht , zu dessen Bestandteilen nach 8 6 auch das Stimmrecht bei denWahlen für die

Stadtverordnetenversammlung gehört , an beide Ge¬schlechter erteilt werden solle , oder ob ein entgegengesetzter Wille desGesetzgebers erkennbar ist . Allerdings könnten nach 8 l9 der Städte¬ordnung von » 19. November 1808 unverheiratete Personen weib¬lichen Geschlechts , wenn sie die gesetzlich vorgeschricbcnen Eigen¬schaften besaßen , das „ Bürgerrecht " erlangen . Dieses Bürgerrechtwar aber nicht gleichbedeutend mit demjenigen Rechte , welches in derStädteordnung vom Jahre 1853 mit demselben Ausdruck bezeichnetwird . Während nach 8 5 dieser Städteordnung das Bürgerrecht indem „Recht zur Teilnahme an den Wahlen , sowie zur Befähigungzur Übernahme unbesoldeter Ämter in der Gemeindeverwaltungund zur Gemeindevertretung " besteht , bestand das Bürgerrecht nach815 der Städteorünung vom Iahre 1808 in der Befugnis , städtischeGewerbe zu betreiben und städtische Grundstücke zu besitzen . Weiterwar dort im 815 bestimmt : „ wenn der Bürger stimmfähig ist, er¬hält er zugleich das Recht , an der Wahl der Stadtverordneten teil¬zunehmen , zu öffentlichen Ämtern wahlfähig zu sein und in derenBesitze die damit verbundene Teilnahme an der öffentlichen Ver¬waltung nebst Ehrenrechten zu genießen ."Stimmfähig waren hiernach nur „ Bürger " ,' aber nicht jederBürger war stimmfähig , und die weiblichen  Bürger waren es
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nie, denn durch 8 74 jener Städteordnung war ihnen das Stimm¬
recht ausdrücklich versagt . Nach der Revidierten Städteordnung vom
17. .März 1831 (8 14) konnten nur „Personen männlichen Geschlechts"
das Bürgerrecht erwerben. In dem auf Grund der Allerhöchsten
Kabinettsorder vom 2. August 1849 von der Regierung vorgelegten
Entwurf einer Gcmeindeordnung für den preußischen Staat (Druck¬
sachen der Ersten Kammer Nr . 145) bestimmte 8 4 in Abs. 1: „Jeder
selbständige Preuße , welcher . . . ist Gemeindewähler und kann zu
den unbesoldeten Stellen in der Gemeindeverwaltung und -Vertre¬
tung gewählt werden." Hätte bei Weglassung jedes auf das Ge¬
schlecht bezüglichen Zusatzes zu dem Worte „Preuße " die Absicht
bestanden, den selbständigen Frauen das Stimmrecht, das sie bis
dahin in den Stadtgemeinden niemals gehabt hatten , einzuräumen,
also auf dem Gebiete der städtischen Wahlen eine völlige Umwäl¬
zung herbeizuführen , so hätte dies in der Begründung des Ent¬

wurfs nicht mit Stillschweigen übergangen werden können. Die
Begründung enthält also nach dieser Richtung nichts- dagegen wird
auk Seite 44 hervorgehoben, daß die natürlichen Bedingungen für
die Verleihung des Stimmrechts u. a. bei denjenigen nicht zutreffen,

-ibie das reifere Manncsalter  von 24 Jahren noch nicht er¬
reicht haben. Diese Bemerkung läßt darauf schließen, daß die Be¬
stimmungen des 8 4 nur Männer im Auge gehabt haben.

Die Vorschriften der aus dem Entwürfe hervorgegangenen Gc-
eindeordnung vom 11. März 1850 bildeten die Grundlage des
emäß der Allerhöchsten Kabinettsorder vom 24. November 1851
en Kammern vorgelegten Entwurfs einer Städtoordnung für die

sechs östlichen Provinzen . (Drucksachen der Ersten Kammer Nr. 5.)
Nach dem schon im Entwurf abgeänderten 8 4 sollte jeder selbstän¬
dige preußische Untertan unter gewissen Bedingungen das Recht zur
Teilnahme an den Wahlen und den Geschäften der Gemeinde (Bür¬
gerrecht) erlangen können, von einer ausdrücklichenVorschrift, wo¬
nach das Bürgerrecht nur von Männern  erworben werden kann,

—war dort ebenfalls abgesehen worden - doch spricht der Absatz 7,
Munch welchem Männern,  die sich um die Stadt verdient gemacht

' den, das Lhrenrecht verliehen werden kann, für die Auffassung,
ß bei dem Ausdrucke„Bürger " nur an Männer gedacht worden ist.
In Übereinstimmung mit der Stellung der Staatsregierung ist auch

Schoße der parlamentarischen Körperschaften während der sehr
ingehenden Verhandlungen keine Anregung nach der Richtung ge¬
raden worden, daß das Gemeindcwahlrecht in den Städten auch
en selbständigen Frauen gewährt werden solle. Auch bei den ver-

ndlungen über den Entwurf der Städtcordnung für Lchleswig-
lstein vom 14. April 1869, die sich eng an die Städteordnung

r die östlichen Provinzen anschließt, ist nicht zutage getreten , daß
^er Gesetzgeber unter den „Bürgern " auch weibliche Personen ver-
Pianden hätte . Als die Kommission zur Beratung dieses Entwurfes
-zum 8 7, welcher von dem Erwerbe des Bürgerrechts handelt, die

) Einschiebung des Wortes „männliche" vor die Worte „Angehörige
sdes Norddeutschen Bundes " beschloß, begründete sie dies lediglich

durch die „Rücksicht auf die im 8 6 gegebene Definition des Bürger-
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rechts" jDruckjachendes Hauses der Abgeordneten 1868/69 Bd. IIINr . 211). Line sachliche Änderung des Entwurfes hat sie hierbeinicht beabsichtigt. Auch in der plenarberatung ist von einer solchennicht die Rede gewesen, vielmehr ist jener Zusatz ohne weitere Er¬örterung angenommen worden, (vgl . Ltenogr. Berichte 1868/69Bd. II 5. 1404 ff.) Line ausdrückliche  Erklärung des Gesetz¬gebers, daß das weibliche Geschlecht von dem Gemeindewahlrechtausgeschlossen werde, ist in der Entstehungsgeschichteder verschie¬denen neueren Städteordnungen allerdings nicht zu finden. Ruf-fällig erscheint dies aber keineswegs, vielmehr ist aus diesem Schwei¬gen zu schließen, daß die Absicht, Frauen an öffentlich-städtische»Wahlen zu beteiligen, an maßgebender Stelle niemals bestandenhat . Hätte man den selbständigen Frauen das Gemeindewahlrechtverleihen wollen, so wären Bestimmungen hierüber und über dieVertretung der Frauen bei Ausübung des Wahlrechts in derselbenweise erforderlich gewesen, wie sie für die Landgemeinden im 8 6des Gemeindeverfassungsgesetzesvom 14. April 1866 (Ges.-L. S. 359)und später in den Landgemeindeordnungen für Westfalen (Z 20) undfür die östlichen Provinzen (§ 46) sowie in den Kreisordnungen fürdie Wahlen der Kreistagsabgeordneten geschaffen worden sind. DerGedanke, daß auch in den Städten den unverheirateten weiblichenPersonen ein Stimmrecht zukomme, hat bis vor wenigen Jahrendem öffentlichen Rechtsbewußtsein ferngelegen. Gb anzunehmen ist,daß durch die mannigfachen Anregungen, die in neuerer Zeit dieFrauenbewegung dem öffentlichen Leben nach diesen und anderenRichtungen gegeben hat , in den bisherigen Rechtsanschauungen einUmschwung bewirkt sei, kann hier unerörtert bleiben. Selbst wenndies der Fall wäre , so könnte es doch nicht dahin führen , be¬stehende Gesetze  in einem Sinne auszulegen und anzuwenden,der demjenigen, in welchem sie gegeben und seit einem halbenJahrhundert angewendet worden sind, entgegengesetzt ist.Aber nicht bloß aus der Entstehungsgeschichte, sondern aus demInhalt der Städteordnung vom Jahre 1853, insbesondere aus dem8 17 Abs. 2, ist trotz des Mangels einer ausdrücklichenVorschrift zuentnehmen, daß dieses Gesetz sich als Bürger nur Männer gedachthat . An jener Stelle ist vorgeschrieben, daß Vater und Sohn sowieBrüder nicht zugleich Mitglieder der Stadtverordnetenversammlungsein dürfen , von Mutter und Tochter sowie von Schwestern ist dortnicht die Rede, während eine solche Bestimmung sich nicht hätte um¬gehen lassen, wenn die Möglichkeit einer Wahl von Frauen vomGesetz zugelassen worden wäre . Die Klägerin sucht diesem Ein-wande dadurch zu begegnen, daß sie ihren Anspruch auf die Er¬langung des aktiven  Wahlrechts beschränkt. Sie übersieht dabeiaber , daß eine grundsätzliche Trennung des aktiven und passivenWahlrechts nach den Bestimmungen des Gesetzes unmöglich ist. Nach8 5 der Städteorünung besteht das Bürgerrecht, wie erwähnt , indem Rechte zur Teilnahme an den Wahlen sowie in der Befähi¬gung zur Übernahme unbesoldeter Ehrenämter in der Gemeinde undzur Gemeindevertretung . Vas Recht zur Teilnahme an den Wah¬len hat zwar nur derjenige, der das Bürgerrecht besitzt. Wer aber
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das Bürgerrecht besitzt, hat (mit den durch Z l7 bestimmten Aus¬
nahmen) auch die Befähigung zur Gemeindevertretung , d. h. das
Recht, zum Stadtverordneten gewählt zu werden. Der aus Z l7
Abs. 2 sich ergebende Grund für die Ausnahme, daß die Städte¬
ordnung das Bürgerrecht nur Männern zugänglich mache, trifft
das Bürgerrecht in seinem ganzen gesetzlichen Umfange, da ein

^ B̂ürgerrecht, das grundsätzlich auf das aktive Wahlrecht beschränkt
äre, der Städtcordnung vom Jahre l8S3 unbekannt ist.
Schließlich glaubt die Klägerin zur Rechtfertigung ihres Anspruchs

»och auf zweierlei Hinweisen zu können, nämlich darauf , daß es
llgemein üblich sei, bei Feststellung und Abgrenzung der nach Z lZ
er Städteordnung aufzustellenden Abteilungslisten bei Steuern die
er selbständigen weiblichen Steuerzahler mit in Rechnung zu stellen,

»nd ferner darauf , daß vielfach unbesoldete städtische Ämter auch
Frauen übertragen würden , wenn wirklich in einzelnen oder auch
in zahlreichen Städten die Abteilungslisten unter Verletzung der
Vorschriften des Z 13 der Städtcordnung ausgestellt werden sollten,
so könnte dies eine Unrichtigkeit der Listen, niemals aber die Bil¬
dung eines Gewohnheitsrechtes zur Folge haben, wonach den Frauen
ein Wahlrecht zusteht, was die Verwaltung von Gemeindeämtern
durch Frauen betrifft , so mag die Behauptung der Ulägerin richtig
sein, daß Frauen häufig als Schullehrerinnen sowie in der Armen-,
Kranken- und Waisenpflege beschäftigt werden. Alle diese Beschäf¬
tigungen sind aber entweder schon an sich nicht als unbesoldete
Gemeindeämter  im Sinne des Z S der Städteordnung anzu¬
sehen, d. h. als solche, zu deren Übernahme nur Bürger befähigt
sind, oder sie sind, wie die Ämter der Armenkommissionsmitglieder»
durch besondere Gesetze (vgl. Titel 3 des Ausführungsgesetzes zum
Unterjtützungswohnsitzgesetzvom 8. März l87l ) ausnahmsweise auch
anderen als den im Besitze des Bürgerrechts befindlichen Gemeinde-
angehörrgen zugänglich gemacht. Ein etwa bestehender Mißbrauch
bei der Übertragung anderer unbesoldeter Gemeindeämter auf
Frauen würde selbstverständlich rechtliche Folgen zugunsten der

>Frauen nicht haben können.

In gleichem Zinne wie die obige Entscheidung des Dber-
^werwaltungsgerichts äußern sich die Kommentare von Derlei

And von Ledermann. (85 Anmerkung2 :) „Der Erwerb des
Bürgerrechts(des »Gemeinderechts' nach8 4l der Landge-
eindeordnung) stellt sich nicht als ein besonderer Akt dar,

sondern erscheint als die kraft des Gesetzes von selbst ein-
retende Folge eines der Zeitdauer nach bestimmten stän-
igen Aufenthaltes in der Gemeinde(vgl. 8 3 5. 27). Bei

^dem Vorhandensein gewisser persönlicher Garantien steht das
, Bürgerrecht jedem männlichen Drtseinwohner zu, also nicht

den Frauen, denen die Städteordnung von ) 808 das Bürger-
, Apolant , Das kommunale Wahlrecht der Frauen 2
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recht gewährte , auch nicht den juristischen Personen ."
(G . Gertel , Die Städteordnung für die sechs östlichen Pro¬
vinzen der preußischen Monarchie vom 30 . Mai 1853.
4 . Rufl . Liegnitz 1905 , h . Krumbhaar .)

In dem Kommentar von Ledermann -Vrühl (I . Gutten-
tag , Berlin 1913 ) heißt es Rnm . 6 zu 8 5 : „ Jeder Preuße,
also nur männliche Einwohner . Frauen steht das Bürger¬
recht (im Gegensatz zur Städteordnung von 1808 , in der
aber der Begriff des Bürgerrechts ein anderer war und
nach der die Frauen ebenfalls kein Stimmrecht hatten ) nicht
zu ." Derselbe , 8 13 Rnm . 5 : „ Da Frauen nicht stimmfähige
Bürger sind, kommen die Steuern selbständiger Frauen bei
Einteilung der Wähler nicht in Betracht ." Derselbe , 8 17
Vorbemerkung : „ 8 17 enthält eine Reihe negativer Erfor¬

dernisse des passiven Wahlrechts . Positive Erfordernisse des¬
selben sind nirgends angegeben . Allgemeine Voraussetzung
der Wählbarkeit ist das Vorhandensein des Bürgerrechts;
hinzu muß kommen , daß keines der Hindernisse des 8 17,
und zwar zur Zeit der Wahl , vorhanden ist . . ."

Die hundertjährige Feier des Erlasses der Steirischen
Städteverfassung veranlaßte nun den preußischen Landes¬
verein für Frauenstimmrecht , an den preußischen Stäüte-
tag das Ersuchen zu richten : 1. bei den gesetzgebenden Kör¬
perschaften dahin vorstellig zu werden , daß im ß 5 der
Preußischen Städteordnung zum Ausdruck gebracht werde,
daß auch Frauen das Bürgerrecht und damit das Recht zur
Teilnahme an den Wahlen und die Befähigung zur Über¬
nahme von Ämtern in der Gemeindeverwaltung und zur
Gemeindevertretung erhalten ; und 2 . auf die notwendigen
gesetzlichen Änderungen der 8813 ff - der preußischen Städte¬
ordnung hinzuwirken , um auch für die Kommunen das für
das Deutsche Reich geltende Recht zu erlangen : das allge¬
meine , gleiche , direkte und geheime Wahlrecht , und zwar
für beide Geschlechter.

Die Verfasserin der Denkschrift Frau Minna Lauer be¬
gründete die Eingabe mit der wirtschaftlichen , geistigen und
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/

!nstiimnrech>> Äußerung des Dberregierungsrates k)ö»emann IZ

>ersonen/ ' sozialpolitischen Entwicklung , welche der preußische Staat
chen Pro - und insbesondere die preußischen Städte seit dem Erlaß
lai 1853 . der Städteordnung genommen haben , und verwies aus den

Viel stärkeren Anteil der Frau am Erwerbsleben und an
. Gutten - den fürsorgerischen Aufgaben der Kommunen . Während die
r Preuße , Zahl der erwerbstätigen Frauen in Preußen im Jahre l 882
^ Bürger - 2 995 436 betrug , war sie l 895 auf 36131 60 angewachsen.
8, in der was einer Zunahme von 20 o/o entspricht . Die Ergebnisse
war und der Zählung von 1907 lagen noch nicht vor , konnten also
ten ) nicht noch nicht herangezogen werden . Frau Tauer ging auf die
nmfähige Begründung der oben zitierten Entscheidung des preußischen
auen bei DberverwaltungsLerichtes ein und führte zum Beweise der
be, 8 17 Unzweckmäßigkeit und der Ungerechtigkeit des derzeitigen
er Lrfor - Nechtszustandes die folgende Äußerung des wirkt . Geh.
nisse des - Ivberregierungsrates hönemann an , welche sich im preußi-
lissetzung schen Verwaltungsblatt vom 4 . Januar 1908 findet:
errechts - ,,Uur der selbständige Preuße erwirbt Wahlrecht , die
es ß 17 , -̂ Wahlliste gilt nur für die stimmfähigen Bürger (88 5 und

i ^ 13 der Städteordnung ). Wenn aber etwa eine Witwe als

teinschen ^ Besitzerin industrieller Werke Tausenden von Männern den
Landes - ^ Lebensunterhalt verschafft und zum Gemeindehaushalt
Städte - AZallein mehr beisteuert , als jene zusammen , so hat sie doch

)en Kör - Wnicht das Wahlrecht im Maße eines ihrer Arbeiter . Auf
8 5 der /Mgleicher Stufe stehen viele Taufende von wohlhabenden ver-
t werde , / -̂ heirateten Frauen ) denn die Steuerzahlung wird einfach
^echt zur i Hdem Lhemanne zugerechnet , und zwar nicht nur bei dem
:r Über - Nießbrauchspstem , sondern sogar , wenn sie sich ihr ganzes
und zur Vermögen vertragsmäßig Vorbehalten haben . Dagegen sind
endigen selbst die Forensen , welche doch fast jeder persönlichen Be-
Städte - Ziehung zu der Gemeinde entbehren , ja die juristischen Per¬
bas für sonen , denen überhaupt die Individualität fehlt , wie Stif-
s allge - tungen , Aktien - und sonstige Lrwerbsgesellschaften , wahl-
d zwar berechtigt , falls diese seit einem Zähre mehr als einer der

drei höchstbesteuerten Einwohner sowohl an Staats - wie
uer be - an Gemeindesteuern entrichten (8 8 der Städteordnung ).
;en und Auch Ehrenbürger kann die Frau nicht werden (8 6 ). So

2»



>4 Nenvorpoinmern ktüge». Rheinprovtnz. Westfale»

minderwertig taxieren noch (4. August 1897) die gesetz¬
gebenden Männer ihre Frauen und Mütter ."

Nicht wesentlich anders steht es in den übrigen preußi¬

schen städtischen Gemeinden. In den Städten von Neu-
vorpommern und Rügen  gilt nicht die Städteordnung
für die sieben östlichen Provinzen, sondern das Gesetz vom

31. Mai 1853, das die Verfassung bestehen läßt, wie sie

sich unter schwedischer Herrschaft entwickelt hat, jedoch für

jede Stadt die Aufstellung eines besonderen Stadtrezesses
vorschreibt. Nach 8 2 dieses Gesetzes treten in den Städten
Mol gast und Grimmen  diejenigen Verfassungen wieder
in Kraft , welche dort bis zur Einführung der Gemeinde¬
ordnung vom N . März geltendes Recht gewesen sind, also

die Revidierte Städteordnung vom 17. März 1831, welche

ausdrücklich bestimmt, daß nur Personen männlichen Ge¬

schlechts zum Erwerb des Bürgerrechts zugelafsen werden,
und daß nur Bürger das aktive und passive Wahlrecht aus¬

üben dürfen. §44 bestimmt, daß Personen weiblichen Ge¬

schlechts, welche im Stadtbezirk einen selbständigen Haus¬

halt haben, verpflichtet sind, für die ihnen obliegenden Lei¬

stungen taugliche Stellvertreter zu ernennen.
In der Gemeindeoerfassungder Stadt Molgast  heißt

es, daß Personen weiblichen Geschlechts das Bürgerrecht
zwar nicht gewinnen können, aber falls sie Grundstücke
erwerben oder einen Gewerbebetrieb ansangen, zur Zah¬

lung einer dem Bürgergelde entsprechenden Summe nach

näherer Festsetzung des Statuts verpflichtet sind.
In den Städteordnungen für die Rheinprovinz  vom

15. Mai 1856, für Westfalen  vom 19. Mai 1856 und

in dem Gemeindeverfassungsgesetz der Stadt Frankfurt
a. M. h vom 25. März 1867 stimmten die das Bürgerrecht
behandelnden Paragraphen mit dem 8 5 der Städteordnung
für die östlichen Provinzen überein.

Nach der Städteordnung für Schleswig -holstein  vom

14. Ap ril 1869 kann nur „jeder im Vollbesitze der bürger-
l ) vgl . Einführung Seite V.
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Zchleswig-^ olstein. Hessen-Nassau. Hannover. k)ohenzollern 15

gesetz-
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lichen Ehrenrechte befindliche männliche Angehörige des
^Norddeutschen Bundes", nach der Städteordnung für Hes¬
sen - Nassau  vom 4. August 1897 nur „jeder selbständige
männliche Gemeindeangehörige" das Bürgerrecht erwerben:
dieses besteht in dem Recht zur Teilnahme an den Wahlen
sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesoldeter Äm¬
ter in der Verwaltung und Vertretung der Stadtgemeinde.

Die Städteordnung für Hannover  vom 24. Juni 1858
verpflichtet die Frauen unter bestimmten gesetzlichen Vor¬
aussetzungen zum Erwerb des Bürgerrechts, schließt sie aber
ausdrücklich von dem Stimmrecht aus . Unter den Bürgern,
welche nach § 31 zur Übernahme städtischer Ehrenämter
nicht verbunden sind, fehlen die Frauen, auch sind sie im
8 49 nicht ausdrücklich von der Wahl zum Magistratsmit-
gliede ausgeschlossen, was jedoch keinesfalls zu der An¬
nahme ihrer Zulassung berechtigen darf.

Die hohenzollernsche  Gemeindeordnung vom 2. Juli
1900 gilt für Stadt- und Landgemeinden. Als erstere kom¬
men nur die beiden Städte Sigmaringen und hechingen in
Betracht. Vas zum aktiven Wahlrecht berechtigende Ge¬
meinderecht kann nur von jedem männlichen selbständigen
Gemeindeangehörigen erworben werden, grundbesitzende
Frauen können unter gewissen Voraussetzungen ein indirek¬
tes Stimmrecht ausüben. Wenn der 8 24 die Frauen nicht
ausdrücklich von der Wählbarkeit zu Gemeindeoerordneten
ausschließt, so scheint es durchaus nicht angängig, hieraus
ihre Wählbarkeit abzuleiten, obwohl 8 21 bestimmt, daß

Ifür die Wahl sämtliche Stimmberechtigte ln Betracht kom-
^men. Da die Frauen nicht einmal das aktive Stimmrecht

oersönlich ausüben dürfen, hat der Gesetzgeber zweifellos
ncht beabsichtigt, ihnen das passive zu geben.

Sn fast allen Städteordnungen wie auch in der Ge-
Hmeindeordnung von hohenzollern werden Steuerzahlungen
rnd Einkommen der Ehefrau dem Ehemanne angerechnet.
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